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Drucksache IV/ 1012 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 14. Juli 1960 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum Luxem- 
burg über die Gewährung von Leistungen bei Krankheit und 
Mutterschaft an Personen, die die Anwendung der Rechtsvor- 
schriften des Herkunftsstaates nach Artikel 14 Absatz (2) der 
Verordnung Nr. 3 des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer gewählt haben 

— Drucksache IV/ 596 — 


A. Bericht des Abgeordneten Becker 


Deutsche Staatsangehörige, die als Arbeitnehmer 
im deutschen auswärtigen Dienst in Luxemburg 
tätig sind, und luxemburgische Staatsangehörige, 
die als Arbeitnehmer im luxemburgischen auswärti- 
gen Dienst in der Bundesrepublik Deutschland be- 
schäftigt sind, haben nach Artikel 14 der Verordnung 
Nr. 3 des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft über die Soziale Sicherheit der Wan- 
derarbeitnehmer das Recht, zu wählen, ob sie den 
deutschen oder den luxemburgischen Rechtsvor- 
schriften über Soziale Sicherheit unterstellt werden 


wollen. Für den Fall, daß sie sich für die Rechtsvor- 
schriften ihres Herkunftsstaates entscheiden, regelt 
das vorliegende Abkommen die Leistungsgewäh- 
rung bei Krankheit und Mutterschaft. 

Damit wird eine Lücke der EWG- Verordnungen 
im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und 
Luxemburg ausgefüllt. 

Die mitbeteiligten Ausschüsse für Arbeit und für 
auswärtige Angelegenheiten haben der Gesetzes- 
vorlage ebenfalls zugestimmt. 


Bonn, den 20. Februar 1963 


Becker 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache J V 596 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 20. Februar 1963 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Becker 

Vorsitzender Berichterstatter 
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